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Reform der UN-Friedenssicherung 
Die Vorschläge der Hochrangigen Gruppe weisen den Weg

Oliver Ulich

Drei schwierige Friedenseinsätze in den Jahren 2013 
und 2014 – in Mali, Südsudan und Kongo – verdeut-
lichten, dass eine Überprüfung der UN-Friedenssi-
cherung notwendig war. Die von Generalsekretär 
Ban Ki-moon eingesetzte Hochrangige Gruppe schlug 
in ihrem Bericht von Juni 2015 vier grundlegende 
Neuausrichtungen vor, darunter eine stärkere glo-
bal-regionale Sicherheitspartnerschaft. Ban über-
nahm viele der mehr als 100 Empfehlungen in sei-
nem Bericht. Der zweite UN-Friedenssicherungs- 
Gipfel im September 2015 begrüßte beide Berichte 
und regte spezifische Reformen an. Die Aussich-
ten auf eine moderate Reform der Friedenssicherung 
sind gut.

Hintergrund

Als UN-Generalsekretär Ban Ki-moon im Juni 2014 
ankündigte, eine Kommission zur Überprüfung der 
UN-Friedenssicherung einsetzen zu wollen, waren 
die UN-Mitgliedstaaten sofort von dieser Idee ange-
tan. Es war fast 14 Jahre her, dass eine umfassende 
Überprüfung stattgefunden hatte, der Brahimi-Be-
richt vom August 2000.1 Es herrschte auch die all-
gemeine Wahrnehmung vor, dass sich die Art der 
Konflikte gewandelt hat und die Instrumente der UN 
zur Friedenssicherung mit diesen Veränderungen 
nicht mehr Schritt gehalten haben. Die Entsendung 
von Friedensmissionen (und ihre Haushalte) waren 
auf einem Höchststand. Zwei große Missionen wa-
ren innerhalb von zwölf Monaten bewilligt worden: 
im April 2013 die Mehrdimensionale integrierte 
Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in 
Mali (MINUSMA) und im April 2014 die Mehrdi-
mensionale integrierte Stabilisierungsmission der Ver-
einten Nationen in der Zentralafrikanischen Repu-
blik (MINUSCA).

Insbesondere die Mission in Mali warf einige 
grundsätzliche Fragen für das Sekretariat und die 
Mitgliedstaaten auf: MINUSMA war die erste UN-
Friedensmission, die sich bewaffneten Gruppen ge-
genübersah, die asymmetrische und terroristische 
Taktiken anwendeten. Zwar sind Politische Missi-
onen bereits in Länder mit ähnlichen Bedingungen 
entsendet worden, etwa Afghanistan, Irak und So-
malia. Auch mussten sich einige Friedensmissionen 
im Nahen Osten mit extremistischen Gruppen aus-
einandersetzen. Doch keine dieser Missionen hatte 
den Auftrag, Zivilpersonen zu schützen. Und, noch 
wichtiger, MINUSMA war mandatiert, »aktive 
Schritte zu unternehmen«, um die Rückkehr bewaff-

neter Gruppen in die wichtigen Bevölkerungszen-
tren im Norden Malis zu verhindern.2 Dies warf die 
schwierige Frage auf, ob UN-Blauhelme zum ers-
ten Mal in Antiterroroperationen verwickelt werden 
würden. 

Die zweite Krise, die sich im Jahr 2014 stark auf 
die Friedenssicherung auswirkte, war Südsudan, wo 
die Mission UNMISS von einem Bürgerkrieg über-
rascht wurde und an ihre Grenzen stieß. Mitte De-
zember 2013, knapp zweieinhalb Jahre nach der 
Unabhängigkeit Südsudans, brach der Konflikt zwi-
schen der Regierung und Rebellengruppen aus. Mehr 
als 100 000 Menschen suchten Zuflucht auf dem 
UN-Gelände.3 Die UNMISS konnte wenig tun, um 
die Gräueltaten, die beide Seiten an Zivilisten ver-
übten, zu verhindern. Gleichzeitig eskalierte der Kon-
flikt in der Zentralafrikanischen Republik. Dort be-
fand sich seit vielen Jahren das Integrierte Büro der 
Vereinten Nationen für die Friedenskonsolidierung 
in der Zentralafrikanischen Republik (BINUCA). Im 
März 2013 überfielen Rebellengruppen die Haupt-
stadt und übernahmen die Macht. Nachdem der 
UN-Sicherheitsrat im Dezember 2013 eine afrika-
nischgeführte Mission genehmigt hatte, setzte er 
im April 2014 die MINUSCA ein, mit dem Mandat, 
Zivilisten zu schützen, den politischen Prozess zu un-
terstützen und andere wichtige Aufgaben zu über-
nehmen.

Eine dritte wichtige Entwicklung in der Friedens-
sicherung, die zu hitzigen Debatten unter den Mit-
gliedstaaten (und innerhalb des Sekretariats) führte, 
fand im Jahr 2013 statt. Im März billigte der Si-
cherheitsrat die Interventionsbrigade (FIB) als Teil 
der Stabilisierungsmission der Organisation der Ver-
einten Nationen in der Demokratischen Republik 
Kongo (MONUSCO). Die FIB war als Antwort auf 
die ›M23‹ autorisiert worden. Die ›M23‹ war eine 
im Osten Kongos operierende bewaffnete Miliz, die 
die Provinzhauptstadt Goma Ende November 2013 
eingenommen hatte, was allgemein als eine Demü-
tigung der Streitkräfte des Landes, der FARDC, und 
der MONUSCO angesehen wurde. In Resolution 
2089(2013) vom 28. März 2013 beauftragte der 
Sicherheitsrat die FIB, »die bewaffneten Gruppen zu 
neutralisieren« und »gezielte Offensiveinsätze aus-
zuführen, entweder einseitig oder gemeinsam mit 
der FARDC«.

Auch wenn die Resolution einstimmig angenom-
men wurde, brachten einige Ratsmitglieder vor der 
Abstimmung ihre Vorbehalte zum Ausdruck. Gua-
temala gab zu Bedenken, dass, wenn die UN in frie-
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den zu wahren« gebe und dass die politische Unter-
stützung in vielen Situationen sehr gering sei. Sie 
sieht eine wachsende Lücke zwischen den Anforde-
rungen an die UN-Friedensmissionen und dem, was 
diese leisten könnten.

Um diese Lücke zu verringern, schlägt die Gruppe 
»vier grundlegende Neuausrichtungen« vor. 
1.	 Konzeption und Umsetzung der Friedensmissio-

nen müssen von der Suche nach einer politischen 
Lösung geleitet sein.

2.	Das gesamte Spektrum der Friedensmissionen 
muss flexibler genutzt werden, um auf sich ver-
ändernde Bedürfnisse vor Ort reagieren zu kön-
nen. Dabei sollte die scharfe Trennlinie zwischen 
Friedenssicherungseinsätzen und Politischen Mis-
sionen einem Kontinuum der Reaktionen weichen.

denserzwingende Maßnahmen einbezogen würden, 
dies die Neutralität und Unparteilichkeit der Frie-
denssicherung gefährden könnte. Auch Argentinien 
machte deutlich, dass die Idee, »den Frieden zu er-
zwingen, statt ihn zu wahren« tiefergehender Über-
legungen bedürfe. Trotz der Aussage in Resolution 
2098, dass die FIB »ausnahmsweise, ohne einen 
Präzedenzfall zu schaffen und unbeschadet der ein-
vernehmlichen Grundsätze der Friedenssicherung«, 
geschaffen wurde, fühlten sich einige Mitgliedstaaten 
mit dem Mandat nicht wohl, einschließlich einiger 
großer Truppenstellerstaaten.

Trotz der vollen Tagesordnung und schwieriger 
Fragen, die auf die Friedenssicherung im Jahr 2014 
zukamen, entschied der Generalsekretär, die Über-
prüfung auf die Politischen Missionen auszuweiten. 

Die Hochrangige Gruppe und ihr Bericht

Nach Monaten der Konsultationen und Diskussionen 
über mögliche Mitglieder für eine Überprüfungs-
kommission setzte der Generalsekretär am 31. Ok-
tober 2014 die Hochrangige unabhängige Gruppe 
für Friedensmissionen (High-level Independent Pa-
nel on Peace Operations) ein. In seiner Bekanntma-
chung sagte Ban Ki-moon: »Die Welt wandelt sich, 
und die UN-Friedenssicherungseinsätze müssen sich 
mit ihr ändern, wenn sie ein unverzichtbares und 
wirksames Instrument zur Förderung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit bleiben wol-
len.«4 Vorsitzender der 16 Mitglieder umfassenden 
Gruppe5 war José Ramos Horta, ehemaliger Präsi-
dent Timor-Lestes und Friedensnobelpreisträger. 
Stellvertretende Vorsitzende war die Bangladesche-
rin Ameerah Haq, ehemalige Leiterin der UN-Mis-
sion in Timor-Leste und Leiterin der Hauptabteilung 
Unterstützung der Feldeinsätze (DFS) im Sekreta-
riat. Nach intensiven Beratungen in New York und 
in den wichtigen Weltregionen, nach Dutzenden von 
Eingaben von Mitgliedstaaten, nichtstaatlichen Or-
ganisationen und Think Tanks brachte die Gruppe 
am 16. Juni 2015 ihren Bericht heraus: ›Uniting our 
Strengths for Peace – Politics, Partnership and Peo-
ple‹.6

Zu Beginn des Berichts hebt die Gruppe hervor, 
dass die UN-Friedensmissionen sich als »äußerst 
anpassungsfähig« erwiesen und zu einem Rückgang 
der Anzahl an Konflikten in den letzten zwei Jahr-
zehnten beigetragen hätten. Gleichzeitig verweist 
sie auf den beunruhigenden Anstieg an Bürgerkrie-
gen und Angriffen auf Zivilpersonen in den zurück-
liegenden Jahren. Sie betont darüber hinaus, dass 
sich die Art der Konflikte mehrmals gewandelt hätte, 
was die Fähigkeit der Vereinten Nationen, sich da-
ran anzupassen, übersteigen könnte; hier vor allem 
der gewaltsame Extremismus. Die Hochrangige 
Gruppe betont, dass einige Friedensmissionen in Um-
gebungen zum Einsatz kämen, wo »es keinen Frie-
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3.	 Eine stärkere und inklusivere global-regionale 
Friedens- und Sicherheitspartnerschaft für die 
Zukunft wird benötigt.

4.	 Das Sekretariat muss mehr auf die Feldaktivitä-
ten ausgerichtet sein, und die Friedensmissionen 
müssen verstärkt die Menschen in den Mittelpunkt 
stellen.7

Auf knapp 100 Seiten gibt der Bericht mehr als 100 
Empfehlungen zu einer Bandbreite an Themen ab, 
darunter Prävention, Schutz von Zivilpersonen, Ein-
satz von Gewalt, Friedenserhaltung, Planung, uni-
formierte Kräfte und Kapazitäten und Unterstüt-
zung der Feldeinsätze.

Ende Juni/Anfang Juli 2015 hatten die Mitglied-
staaten mehrmals die Gelegenheit, über den Bericht 
der Gruppe zu diskutieren. Dies ermöglichte es dem 
Sekretariat, sich ein Bild darüber zu machen, was die 
Staaten über die Analyse und Empfehlungen der 
Gruppe denken. Der Bericht wurde von allen wich-
tigen Staatengruppen begrüßt. Dies allein ist schon 
eine Errungenschaft angesichts der Differenzen un-
ter den Mitgliedstaaten bei vielen Kernfragen. Viele 
Mitgliedstaaten schätzten besonders, wie die Gruppe 
mit schwierigen Fragen wie Antiterrormaßnahmen, 
Maßnahmen der Friedenserzwingung, Schutz von 
Zivilpersonen, Einsatz von Gewalt und Kernprin-
zipien der Friedenssicherung umgegangen ist. Auch 
jene Staaten, die sich für eine Friedensmission in Mali 
ausgesprochen hatten, stimmten der Schlussfolge-
rung der Gruppe zu, dass Truppen der Vereinten 
Nationen – aufgrund ihrer Zusammensetzung und 
ihres Charakters – keine militärischen Antiterror-
einsätze durchführen sollten. In Bezug auf Aufga-
ben der Friedenserzwingung mahnt die Gruppe bei 
deren Autorisierung zu »äußerster Vorsicht«. Solche 
Einsätze sollten »eine Ausnahme darstellen, zeitlich 
begrenzt sein« und in Unterstützung eines klaren und 
erreichbaren politischen Endziels bei voller Achtung 
der Völkerrechts durchgeführt werden. Zugleich er-
kennt die Gruppe an, dass es das Vorrecht des Si-
cherheitsrats sei, UN-Friedensmissionen zu manda-
tieren, die Aufgaben der Friedenserzwingung durch- 
führen sollen, einschließlich gezielter Kampfhand-
lungen.

Die Hochrangige Gruppe betont die große Be-
deutung des Schutzes von Zivilpersonen in den Man-
daten der meisten großen Friedensmissionen. 98 Pro-
zent der in Missionen eingesetzten Militär- und 
Polizeikräfte hätten ein solches Mandat. Die Grup-
pe bestätigt, dass die internationalen Schutzrahmen-
werke, Standards, Advocacy und Fachpersonal in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten substanziell ver-
bessert worden seien. Ferner macht die Gruppe Vor-
schläge, wie man die Schutzmaßnahmen weiter ver-
bessern könnte, etwa die Rolle von unbewaffneten 
zivilen Schutzakteuren sowie Ausbildung, Ausrüs-
tung und Kommandostrukturen für Polizeikräfte und 
Militärs. Sie ermahnt die truppen- und polizeistel-

lenden Staaten (und das Sekretariat), dass es ange-
sichts von unmittelbar drohenden Gefahren für Zi-
vilpersonen keine Rücksichtnahme auf nationale Be- 
schränkungen und kein Versagen beim Ausführen 
von Befehlen geben dürfe. 

In einem besonders sorgsam ausgearbeiteten Ab-
schnitt widmet sich die Hochrangige Gruppe jedem 
einzelnen Kernprinzip der Friedenssicherung und be-
kräftigt ihre Bedeutung als Leitlinien für erfolgrei-
che Friedenmissionen im Bereich Überwachung von 
Waffenstillständen und Umsetzung von Friedens-
abkommen. Zugleich hebt die Gruppe hervor, dass 
diese Grundsätze nie als Ausrede dafür herhalten 
dürfen, Zivilpersonen nicht zu schützen. Zwei Jahr-
zehnte an Erfahrungen mit Friedenseinsätzen in un-
sicheren Umgebungen verlangten nach einer flexi-
blen und progressiven Auslegung der Prinzipien, so 
der Bericht.

Diese unsicheren Umgebungen sind oft von an-
haltenden Konflikten gekennzeichnet (Mali, Südsu-
dan, Demokratische Republik Kongo, Zentralafri-
kanische Republik) und entweder von keinem oder 
einem gescheiterten politischen Prozess. Die Gruppe 
argumentiert, dass UN-Missionen in diesen Situa-
tionen oft dazu aufgefordert werden, die Rolle des 
›Krisenmanagers‹ zu übernehmen und dass den UN-
Missionen die Verantwortung, durch solche Krisen 
zu steuern, nicht leichtfertig übertragen werden soll-
te. Denn diese müssten schon darum kämpfen, die 
notwendigen Fähigkeiten für das effektive Funkti-
onieren in solchen unsicheren Umgebungen zu er-
halten. Trotz dieser Beschränkungen seien Missio-
nen in diesen Situationen damit beauftragt worden, 
Zivilpersonen zu schützen und eine weitere Ver-
schlechterung der Sicherheitslage zu verhindern.

Die Gruppe fordert ein »sorgfältiges und kollek-
tives Nachdenken« darüber, wie UN-Missionen wirk-
sam in künftigen Konfliktmanagementsituationen 
handeln können und schlägt sieben erste Überlegun-
gen vor. So sollten zum Beispiel diese Art von Mis-
sionen klare, relativ enge, erreichbare und mit einer 
politischen Strategie verbundene Mandate erhalten. 
Die Gruppe warnt zugleich davor, dass Entschei-
dungen über einen Einsatz einer Friedensmission in 
Situationen anhaltender bewaffneter Konflikte im 
vollen Wissen über die bekannten Beschränkungen 
der Fähigkeiten einer UN-Truppe und der Möglich-
keit, dass diese Beschränkungen schonungslos zu-
tage treten können, getroffen werden müssen. Mit 
Blick auf diese Beschränkungen sollte der Sicher-
heitsrat daher auch über andere Akteure nachden-
ken, wie Ad-hoc-Koalitionen von Mitgliedstaaten 
und regionale Akteure, die für bestimmte Situatio-
nen besser geeignet seien. Die Gruppe erkennt die 
Realitäten von Missionen in Situationen wie in Süd-
sudan und der Zentralafrikanischen Republik an 
und geht davon aus, dass der Sicherheitsrat mögli-
cherweise wieder auf UN-Truppen wird zurückgrei-
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des »Spektrums« nicht genauer ausgeführt hat und 
stattdessen die Friedensmissionen und die Politischen 
Missionen in großen Teilen des Berichts getrennt von-
einander abhandelt. 

In den meisten anderen Bereichen geben beide 
Berichte zahlreiche Empfehlungen ab, viele davon 
recht detailliert und operativ ausgerichtet. Wenig 
überraschend enthalten beide Berichte deutliche Wor-
te und Empfehlungen zur Notwendigkeit, gegen se-
xuelle Gewalt und sexuellen Missbrauch durch UN-
Blauhelme vorzugehen. Die Endredaktion beider 
Berichte fiel in die Zeit, in der die Anschuldigungen 
gegen französische Soldaten und UN-Blauhelme in 
der Zentralafrikanischen Republik die Schlagzeilen 
zum Thema Friedenssicherung beherrschten. Zu den 
Empfehlungen gehören das Aussetzen der Bezahlung 
und die Rückführung ganzer Kontingente in ihre 
Heimatländer, wenn es ein deutliches Muster von 
Missbrauch und keine Reaktion auf Anschuldigun-
gen in Bezug auf Fehlverhalten gibt. Der General-
sekretär verpflichtet sich darüber hinaus, die Natio
nalität des von Mitgliedstaaten gestellten Personals, 
gegen das wegen sexueller Ausbeutung oder sexu-
ellem Missbrauch ermittelt wird, offenzulegen. Er 
drängt die Mitgliedstaaten als Maßnahme einer sicht-
baren Verantwortlichkeit, in den Gastländern Mili-
tärgerichte einzurichten.

Einer Forderung von einigen humanitären und 
Menschenrechtsorganisationen folgend nutzt der Ge-
neralsekretär den Bericht, um seine Entscheidung be-
kanntzugeben, in Zukunft kein Personal mehr von 
Staaten für die UN-Friedensmissionen zu akzeptie-
ren, die in seinen jährlichen Berichten zu ›Kinder 
und bewaffnete Konflikte‹ und zu konfliktbezogener 
sexueller Gewalt wiederholt aufgelistet sind. Ge-
genwärtige truppen- und polizeistellende Staaten, 
die aufgelistet sind (Demokratische Republik Kongo, 
Côte d’Ivoire und Jemen), werden aufgefordert, mit 
den entsprechenden Sonderbeauftragen in Kontakt 
zu treten. Um von der Liste gestrichen zu werden, 
müssen sie bestimmte termingebundene Maßnah-
men im Einklang mit den mit den Sonderbeauftrag-
ten vereinbarten jeweiligen Aktionsplänen ergreifen. 
Sollten sie die systematischen Verletzungen nicht 
abstellen und die Aktionspläne nicht umsetzen, hat 
dies die Suspendierung von den Friedensmissionen 
zur Folge. 

Im Bereich Prävention und Mediation schließt sich 
Ban der Forderung der Gruppe nach einer deutli-

fen müssen, um Konflikte einzuhegen und Massen-
verbrechen zu verhindern oder zumindest einzu- 
dämmen. Dennoch ist sich die Gruppe der gegen-
wärtigen Beschränkungen von UN-Friedensmissi-
onen bei der effektiven Durchführung dieser Man-
date wohl bewusst. Mit ihnen beschäftigt sich die 
Gruppe ausführlich in anderen Teilen des Berichts. 
Mehr als zehn Seiten widmen sich zum Beispiel al-
lein der Frage, wie die Geschwindigkeit, Fähigkei-
ten und Leistung von uniformiertem Personal ver-
bessert werden könnten. 

Der Bericht des Generalsekretärs 

Die Beratungen mit den Mitgliedstaaten über den 
Bericht der Hochrangigen Gruppe und interne Dis-
kussionen innerhalb der Hauptabteilungen im UN-
Sekretariat waren Grundlage für die Antwort des 
Generalsekretärs auf den Bericht der Gruppe. Ban 
stellte seine Überlegungen am 11. September 2015 in 
seinem Bericht vor: ›The Future of UN Peace Ope-
rations: Implementation of the Recommendations 
of the High-level Independent Panel on Peace Ope-
rations‹.8 In seiner Stellungnahme an diesem Tag for-
derte er drei grundlegende Änderungen:
1.	 Priorisierung von Prävention und Mediation;
2.	Änderung der Art und Weise, wie die Vereinten 

Nationen Friedensmissionen planen und durch-
führen, mit dem Ziel, sie schneller, ansprechbarer 
und verantwortlicher für die Länder und Men-
schen in einem Konflikt zu machen;

3.	 Schaffung eines global-regionalen Rahmens, um 
den heutigen Herausforderungen im Bereich Frie-
den und Sicherheit gerecht zu werden.9

Trotz einiger Unterschiede stimmen diese drei Än-
derungen großteils mit drei der vier »grundlegen-
den Neuausrichtungen« der Gruppe überein. Wenig 
überraschend und ähnlich wie bei dem Brahimi-Be-
richt und dem nachfolgenden Umsetzungsbericht 
übernimmt der Generalsekretär die allermeisten 
Empfehlungen. Doch es gibt Ausnahmen. Die auf-
fälligsten Ausnahmen betreffen die Vorschläge der 
Gruppe zu Umstrukturierungen der Friedens- und 
Sicherheitsarchitektur im Sekretariat. Dazu gehören 
etwa die Schaffung des Postens eines weiteren Stell-
vertretenden Generalsekretärs und die Einrichtung 
eines Friedensmissionskontos für alle Missionen. Zur 
Enttäuschung einiger und Erleichterung anderer im 
Sekretariat beschloss der Generalsekretär, diesen 
Empfehlungen nicht zu folgen. Als Grund nennt er, 
dass dies eine umfassendere Beschäftigung erfor-
dern würde, welche vorzunehmen, er seinem Nach-
folger empfiehlt. Von den von der Gruppe vorgeschla-
genen »grundlegenden Neuausrichtungen« befasst 
sich der Generalsekretär mit dem Vorschlag des fle-
xibleren Gebrauchs des »gesamten Spektrums« von 
Friedensmissionen nicht ausführlich. Fairerweise 
muss gesagt werden, dass auch die Gruppe die Idee 

Ban folgt nicht den 
Empfehlungen zu 
Umstrukturierungen 
im Sekretariat.

Ban verpflichtet 
sich, die Nationalität 
von Personal, gegen 
das wegen sexuel-
len Missbrauchs 
ermittelt wird, 
offenzulegen.



Ulich   |   Reform der UN-Friedenssicherung

224 			   Vereinte Nationen  5/2015

chen Stärkung der Kernfähigkeiten des Sekretariats 
in diesem Bereich an. Er kündigt auch an, zusätzli-
che Mittel aus dem ordentlichen UN-Haushalt für 
diese Fähigkeiten zu beantragen. Ferner will er un-
tersuchen lassen, ob die Einrichtung zusätzlicher Re-
gionalbüros in Nordafrika, im Nahen Osten und im 
südlichen Afrika sinnvoll wäre. Diese gehört zu den 
wenigen Empfehlungen des Berichts, die zu relativ 
kurzfristigen Budgetanträgen des Sekretariats füh-
ren werden. Im Vergleich zum Brahimi-Umsetzungs-
bericht von Oktober 200010, der zu einer beträchtli-
chen Ausweitung der Hauptabteilung Friedenssiche- 
rungseinsätze (DPKO) führte, halten sich Bitten um 
zusätzliche Ressourcen im aktuellen Bericht des Ge-
neralsekretärs in engen Grenzen. Damit trägt Ban 
den Wünschen der großen Beitragszahler Rechnung, 
keine bedeutenden Mittelzuwächse zu unterstützen. 

Eine wichtige Vorbedingung für besser priori-
sierte und zugeschnittene Mandate ist in den Wor-
ten des Generalsekretärs eine »umfassende Stärkung« 
der Art und Weise, wie die UN Friedensoperationen 
planen. Die Hochrangige Gruppe hatte das Sekre-
tariat aufgefordert, seine strategische Analyse von 
Konfliktdynamiken auf lokaler, nationaler und re-
gionaler Ebene zu verbessern, um die Formulierung 
einer Strategie und von Maßnahmen zu unterstüt-
zen. Sie hatte empfohlen, die Missionsanalyse und 
-planung durch Sachverständige, bessere Analysein-
strumente und den Ausbau von Missionsplanungs-
kapazitäten zu stärken. Im Bericht des Generalsekre-
tärs werden einige der Empfehlungen zum Bereich 
Planung aufgegriffen, aber keine Vorschläge für be-
deutend mehr Kapazitäten auf Ebene des Amtssit-
zes oder der Feldmissionen gemacht. Am Amtssitz 
soll im Büro des Generalsekretärs mit vorhandenen 
Mitteln nur eine »kleine zentralisierte Analyse- und 
Planungskapazität« geschaffen werden. Die maßgeb-
lichen Hauptabteilungen, die für den integrierten 
Planungsprozess zuständig sind, müssen auf klei-
ne Planungskapazitäten zurückgreifen, insbesondere 
in den meisten zivilen Bereichen. Ob den Missionen 
zusätzliche Planungskapazitäten zugestanden wer-
den können, bleibt abzuwarten.

Der zweite Friedenssicherungs-Gipfel

Die erste offizielle Reaktion von Mitgliedstaaten auf 
beide Berichte erfolgte auf höchster politischer Ebe-
ne. Am 28. September 2015, dem ersten Tag der Ge-
neraldebatte der 70. Generalversammlung, nahmen 
50 Mitgliedstaaten, NATO, EU und AU am ›Leader’s 
Summit on Peacekeeping‹ teil. Dies war der zweite 
Gipfel dieser Art, organisiert von den Vereinigten 
Staaten und den UN. 43 von den 50 Mitgliedstaa-
ten verabschiedeten eine Erklärung, in welcher sie 
»die Bemühungen, die Reformen voranzubringen« 
durch die beiden Berichte begrüßen und »einer Dis-
kussion der Empfehlungen des Generalsekretärs, wo 

passend, in einem angemessenen zwischenstaatli-
chen Forum entgegensehen«.11 Die Gipfel-Erklärung 
hebt einige Reformbereiche hervor, etwa eine »wirk-
lich integrierte Missionsplanung«, verbessertes Per-
sonalmanagement und verbesserte nachrichtendienst-
liche Fähigkeiten.

Der Gipfel, unter dem Ko-Vorsitz des amerika-
nischen Präsidenten Barack Obama, war das hoch-
rangigste Treffen, das jemals ausschließlich zum 
Thema UN-Friedenssicherung abgehalten wurde. 
Es nahmen 37 Staats- und Regierungschefs aus al-
len Weltregionen teil. Ähnlich wie beim ersten Gip-
fel im Jahr 201412 lag der Hauptzweck darin, mehr 
Zusagen für uniformiertes Personal von den Staa-
ten zu erhalten. In der Tat gab es Zusagen für mehr 
als 160 militärische und Polizeieinheiten, insgesamt 
mehr als 40 000 Personen.13 In der Erklärung brach-
ten die Mitgliedstaaten ihre Verpflichtung zum Aus-
druck, ihren Teil dazu beizutragen, »die Friedenssi-
cherung weiter zu stärken, unterstrichen durch die 
heute gemachten bedeutenden zusätzlichen Zusa-
gen zur UN-Friedenssicherung, die dazu beitragen 
werden, die lange bestehenden Fähigkeitslücken zu 
schließen, die Leistungen und Fähigkeiten des uni-
formierten Personals zu verbessern, eine rasche Dis-
lozierung zu unterstützen und die Grundlage für 
künftige Friedenssicherungsbemühungen zu stärken 
und zu verbessern«.14

Der Gipfel hat weitere Impulse für die Reform-
bemühungen, die in den beiden Berichten vorge-
schlagen werden, gegeben. Doch es bleibt noch viel 
Arbeit, und die Diskussionen in den verschiedenen 
zwischenstaatlichen Foren, insbesondere in den re-
levanten Ausschüssen der Generalversammlung, wer-
den nicht einfach werden. Es ist zu hoffen, dass die 
Mitgliedstaaten ihren Teil dazu beitragen, das Mo-
mentum zu nutzen und die vielen wichtigen Reform-
vorhaben mitzutragen, die die UN-Friedensmissio-
nen dazu befähigen werden, die heutigen und künf- 
tigen Herausforderungen zu meistern.

10  UN Doc. A/55/502 v. 20.10.2000.

11  Declaration of Leaders’ Summit on Peacekeeping, White House, 

28.9.2015, www.whitehouse.gov/the-press-office/2015/09/28/decla 

ration-leaders-summit-peacekeeping

12  Fact Sheet: Summit on UN Peacekeeping, White House, 26.9.2014, 

www.whitehouse.gov/the-press-office/2014/09/26/fact-sheet-

summit-un-peacekeeping

13  Michelle Nichols, Countries Pledge 40,000 U.N. Peacekeepers at 

U.N. Summit, Reuters, 28.9.2015, http://www.reuters.com/article/ 

2015/09/29/us-un-assembly-peacekeepers-idUSKCN0RS2E420150929

14  Ebd.
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